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Der Gedanke der Partizipation als eine Möglich-
keit der Mitwirkung und/oder Mitbestimmung von 
Individuen und Organisationen in Entscheidungs-
prozessen zu Technikentwicklungen findet sich in 
der Technikfolgenabschätzung (TA) schon seit den 
1970er Jahren. Diese weite Definition zeigt schon 
an, dass die Umsetzung von Partizipation in unter-
schiedliche politische Kulturen viele Möglichkei-
ten und Modelle zulässt. Dies zeigt sich empirisch 
seit den 1980ern in international durchaus sehr 
vielseitigen Ausprägungen sowie in unterschiedli-
cher Intensität. In Deutschland beispielsweise war 
die Stuttgarter TA-Akademie (1992–2003) eigens 
zu dem Ziel gegründet worden, Dialog und Dis-
kurs als ein Strukturprinzip von Partizipation im 
Kontext des wissenschaftlich-technischen Fort-
schritts zu führen und zu fördern. Gleichwohl, so 
richtig auf der institutionellen Ebene angekommen 
scheint der Anspruch auf Partizipation in Deutsch-
land erst seit wenigen Jahren. In den vergangenen 
Jahrzehnten hat zwar vielfach sozialer Widerstand 
gegen große technische Infrastrukturprojekte die 
Aufmerksamkeit auf diesen Anspruch gelenkt. Auf 
diese Form zivilen Protestes kann sich die Reflexi-
on über Partizipation in der TA-Forschung jedoch 
nicht länger beschränken. Viele Bürger/innen sind 
heute weniger denn je bereit, ihr demokratisches 
Selbstverständnis auf die Teilnahme an Wahlen 
zu beschränken. Besonders wenn es um Angele-
genheiten „vor der Haustür“ geht, wollen sie früh-
zeitig eingebunden werden. Umgekehrt ist der 
„Wutbürger“ zum Symbol dafür geworden, dass 
das Geschäft für Politiker, Manager und Planer 
schwieriger geworden ist. Hier bestehen teilweise 
naive Erwartungen, man müsse nur „die Menschen 
mitnehmen“, um die Akzeptanz für die eigene In-
teressenslogik sicherzustellen.
So treffen sich in dem normativen Anspruch 
auf Partizipation unterschiedliche und teilweise 
auch unvereinbare Erwartungen, die nicht selten 
unversöhnt nebeneinander stehen. Diese Situati-
on stellt häufig einen Kontrast zwischen der de-
mokratisch fundierten Weiterentwicklung unse-
res Gemeinwesens sowie der Einsicht dar, dass 
der technische Fortschritt Teil dieses Gemeinwe-
sens sein sollte. Und die TA befindet sich in dieser 
Gemengelage mitten drin.
Schon seit Jahrzehnten befasst sie sich kon-
zeptionell mit dem Thema der Partizipation und 
eben diesem Anspruch, kreative Impulse für die 
Förderung dieses Grundverständnisses zu eröff-
nen. Die Erfahrung hat allerdings gezeigt, dass die-
ses Vorhaben nicht trivial ist und TA auf verschie-
dene methodologische Spannungsfelder verweist.
So bewegen sich diese konzeptionell ge-
prägten Debatten zu TA auf unterschiedlichen 
analytischen Ebenen, stellen unterschiedliche 
Fragen in den Mittelpunkt und beinhalten auch 
unterschiedliche disziplinäre Perspektiven auf 
TA. Gemeinsam scheint diesen Debatten be-
kanntermaßen eine Spannung zugrunde zu lie-
gen, die mit den Polen „Verwissenschaftlichung“ 
und „Politikberatung“ bezeichnet werden kann.
Auf der einen Seite geht es darum, mit den 
methodischen Instrumentarien der Wissenschaf-
ten Technikfolgen zu erforschen, zu analysieren 
und deren vielfältige Problemorientierungen für 
gesellschaftliche Entwicklungen aufzuzeigen. Auf 
der anderen Seite hat sich TA historisch vor einer 
Reihe von inhaltlichen Postulaten (Frühwarnung, 
differenzierte Darstellung der Folgen, Entschei-
dungsorientierung, Partizipation) entwickelt, die 
dem Ansatz sowie seiner konzeptionellen Veror-
tung ein spezifisches Profil verliehen haben. Die 
institutionelle Durchsetzung des Konzeptes mit 
der Erwartung einer „Politikberatung“ in verschie-
denen Ländern rückte das Konzept in unmittelbare 
Nähe der Politik und verlieh ihm Modellcharakter. 
Diese Modelle (v. a. Formen der parlamentari-
schen TA) sind inzwischen an die jeweiligen ins-
titutionellen Rahmenbedingungen und politischen 
Kulturen der unterschiedlichen Länder angepasst.
Diese „Nähe“ zur Politik reproduziert ein 
Spannungsfeld, mit dem sich historisch alle kon-
zeptionellen Ansätze auseinandergesetzt haben 
(s. exemplarisch Gibbons/Gwin 1986), denn an 
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den „Auftrag“ der Beratung werden multiple Er-
wartungen an TA gestellt, die notwendigerwei-
se in die Generierung des Wissens einfließen. 
Gleichzeitig sind gerade diese Erwartungen an 
TA ausschlaggebend dafür, die üblichen Stan-
dards von Wissenschaftlichkeit und damit die 
Gütekriterien wissenschaftlichen Arbeitens ernst 
zu nehmen, um nicht von den Erwartungen aus 
der Politik vereinnahmt und zum Mitspieler poli-
tischer Interessen zu werden.
Vor diesem Hintergrund kann es kein Ide-
alkonzept von TA geben (Paschen/Petermann 
1992), sondern TA kann aufgrund des hohen 
Erwartungsdrucks sowie der sich permanent im 
Wandel befindenden Rahmenbedingungen ledig-
lich ein heuristisches Konzept sein. Dieses be-
darf jedoch der ständigen Reflexion in zweierlei 
Weise: in einer (inter-)disziplinär ausgerichteten 
Weise auf einen konkreten Forschungsgegen-
stand sowie auf die Möglichkeiten der Bedin-
gungen, TA überhaupt durchzuführen.
Fritz Gloede hat sich im Laufe seines Arbeits-
lebens immer zu beiden Formen der Reflexion be-
kannt. Dem Zusammendenken dieser beiden Ebe-
nen galt und gilt noch immer sein Engagement, 
das er im Rahmen von Projekten und Publikatio-
nen weiterentwickelt hat. Ein Thema, das sich wie 
ein roter Faden durch seine Arbeiten zieht, ist der 
Begriff der „Partizipation“, den er gegen jedwede 
Vereinnahmungen durch praxisferne und diffuse 
Mitbestimmungsmodi verteidigt hat.
Der Anlass dieses Diskussionsforums ist zum 
einen, die Verabschiedung von Fritz Gloede in den 
Ruhestand zu begleiten. Zum anderen stellt es eine 
ausgezeichnete Gelegenheit dar, mit Hilfe einer 
„Neubesichtigung“ einiger ausgewählter Arbeiten 
Gloedes, den Stand der Theoriedebatte um TA zu 
vergegenwärtigen, und um alte und neue Debatten 
konstruktiv zu verknüpfen und weiterzuführen.
Weil sich die Rahmenbedingungen für TA 
in den letzten 25 Jahren sichtbar verändert haben 
und wegen der neuen Qualität der gesellschaft-
licher Auseinandersetzung um (neue) Technolo-
gien könnten Gloedes Analysen wieder dahinge-
hend fruchtbar gemacht werden, TA als reflexives 
wissenschaftliches Konzept zu verstehen, das 
auf Grund der Eruierung gesellschaftlicher Pro-
blemlagen nicht umhin kommt, selbstreflexive 
Deutungsversuche zu unternehmen und mindes-
tens den Rahmen auszuweisen, vor dem sie ihre 
Reflexionen anlegt. Eine Art theoretische Stand-
ortbeschreibung für TA also, die – der eigenen 
Wurzeln durchaus bewusst – vorwärtsgewandt 
angesichts aktueller Fragestellungen das Verhält-
nis von Theorie und Praxis neu auslotet.
Dies müsste, ganz im Sinne von Gloede, not-
wendigerweise bedeuten, das Verhältnis von TA 
und ihren gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen neu zu benennen und sie theoretisch zu ver-
orten. Es wäre auch zu diskutieren, was es heute 
bedeuten kann, TA als „Subjekt wie Objekt“ einer 
„reflexiven Verwissenschaftlichung“ zu erkennen, 
die „sich doppelt reflexiv auf das Verhältnis objek-
tiver Problemlagen und politisch-gesellschaftli-
cher Problemwahrnehmungen beziehen“ (Gloede 
1992, S. 314; Hervorhebung Krings/Grunwald) 
und eine entsprechende Methodologie ausbil-
den müsste. Dieser Anspruch wurde Anfang der 
1990er formuliert und es scheint, als hätte er seine 
Aktualität im Hinblick auf die theoretischen Im-
plikationen der TA noch nicht eingebüßt.
Wir freuen uns, dass Thomas Saretzki und 
Stefan Böschen der Einladung gefolgt sind, im 
Rahmen dieses Diskussionsforums den kurz an-
geschnittenen Fragen auf den Spuren von Fritz 
Gloede nachzugehen und seine Ansätze im Licht 
der heutigen Anforderungen an TA und Partizipati-
on zu reflektieren. Weitere Beiträge für die folgen-
den Hefte der TATuP sind herzlich willkommen!
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Technikpolitik, Technikfolgen-
abschätzung und Partizipation
Fritz Gloede (1994) revisited: Einsich-
ten, Kritik und Perspektiven
von Thomas Saretzki, Universität Lüneburg
Der Ruf nach Partizipation hat am Anfang der 
zweiten Dekade des 21. Jahrhunderts erneut Kon-
junktur. Parteien, Verbände, Gewerkschaften, 
Parlamente erklären immer wieder, neben mehr 
Transparenz auch mehr Partizipation wagen zu 
wollen. Soweit man schaut, gibt es kaum eine po-
litische Institution, die nicht versucht, mit neuen 
Formen der Mitglieder-, Bürger- oder Öffentlich-
keitsbeteiligung zu experimentieren, um Politik-
verdrossenheit zu überwinden und wieder mehr 
Menschen zum Mitmachen zu animieren. Was 
viele politische Akteure aus dem politischen Ver-
mittlungssystem als Lösung für Motivations- und 
Legitimationsprobleme ihrer Organisationen pro-
pagieren, erscheint aus der Perspektive von Regie-
rungen und Verwaltungen indessen zunächst eher 
als Problem. Das betrifft nicht zuletzt Politikfelder, 
in denen es (auch) um die veränderte Technisie-
rung von Natur, Wirtschaft und Gesellschaft geht. 
In diesen Politikfeldern greifen Bürger mitunter in 
großer Zahl zu alten oder neu entwickelten Formen 
der aktiven Beteiligung, um ihre Unzufriedenheit 
mit geplanten Vorhaben zum Ausdruck zu bringen. 
Diese Formen der aktiven, selbstorganisierten Be-
teiligung haben Regierungen und Verwaltungen 
oft unerwartet und unvorbereitet getroffen.
Daraus sind in einigen Fällen Umwelt- und 
Technikkonflikte entstanden, die nicht ohne wei-
teres im Rahmen der etablierten hierarchisch-
bürokratischen Lösungsmuster zu bearbeiten sind 
(Feindt/Saretzki 2010). Bürgerproteste gegen 
neue Großvorhaben in der Verkehrsinfrastruk-
tur – mit dem bundesweit bekanntesten Beispiel 
„Stuttgart 21“ – gaben in den Medien den Anstoß 
zur Konstruktion des „Wutbürgers“ (Kurbjuweit 
2010). Diese pejorativ gezeichnete egoistische 
Verfallsform des andernorts gepriesenen „Aktiv-
bürgers“ stellt sich für alle Vorhabenträger wie ein 
Schreckgespenst dar. Zum „Wort des Jahres 2010“ 
avanciert, verweist diese Karikatur bürgerschaftli-
chen Handelns symbolisch auf das Entstehen ei-
ner neuen bürgerlichen Protestkultur. Die gewach-
sene Beteiligungsbereitschaft „von unten“ hat den 
Hintergrund für technikbezogene und -vermittelte 
Politik nachhaltig verändert und vielfältige Reak-
tionen hervorgerufen. Dazu gehört nicht nur die 
Antizipation von Konflikten bei der Energiewen-
de, insbesondere bei dem geplanten Ausbau der 
Stromnetze und bei der Ansiedlung von Wind-
kraft- und Biogasanlagen. Festzustellen ist auch 
eine gewachsene Neigung, vorsorglich mehr Be-
teiligungsangebote „von oben“ bereit zu stellen, 
etwa bei der erneuerten Suche nach einem Endla-
ger für nukleare Abfälle oder bei neuen Techno-
logien zur Erschließung fossiler Energiequellen 
(wie dem Fracking in der Erdgaswirtschaft).
Angesichts existierender oder antizipier-
ter Umwelt- und Technikkonflikte erscheint 
die Beteiligung von Bürgern und anderen „An-
spruchsgruppen“ mithin sowohl als Problem wie 
als Lösung. Daher ist es nicht verwunderlich, 
dass Partizipation gegenwärtig auch erneut die 
Community beschäftigt, die sich unter dem Ti-
tel Technology Assessment (TA) mit der Analy-
se und Bewertung von Technologien und ihren 
möglichen Folgen und Nebenwirkungen be-
schäftigt (Schaper-Rinkel 2011).
Blickt man zurück, dann fällt zumindest den 
älter Gewordenen auf: Es ist nicht das erste Mal, 
dass politische Akteure vor dem Hintergrund 
von andernorts ablaufenden „demokratischen 
Revolutionen“ und wachsender Protest- und 
Beteiligungsbereitschaft im eigenen Land den 
„Charme“ der Partizipation neu entdecken. Parti-
zipation hatte ihr Auf und Ab. Die letzte größere 
Welle der Demokratisierung nach 1989 war nicht 
nur allgemein von viel Euphorie und weitreichen-
den Erwartungen über neue Möglichkeiten einer 
aktiven demokratischen Bürgerschaft begleitet. 
